
 

 

 

 

 

 

 

 

 

Liebe Leser*innen, 

liebe Kolleg*innen, 

 

vor Ihnen liegt die November-Ausgabe des „NRW Infodienst Schuldnerberatung“ mit interessanten 

und aktuellen Beiträgen aus dem Arbeitsfeld Schuldnerberatung.  

 

Praktisch wichtige Fragen zum Themenspektrum Energiepreiskrise und allgemeine Kostenexplosion 

haben wir zusammengefasst unter der Rubrik: Energiearmut | Inflation | Existenzsicherung.  

 

Die Artikel aller Ausgaben finden Sie über die Schlagwortsuche auf:  

http://fachberatung-schuldnerberatung-nrw.de/info-center/. 

 

Über Rückmeldungen und Anregungen würden wir uns freuen. 

 

Ihr Redaktionsteam 

 

 

 

 

Energiearmut | Inflation | Existenzsicherung 

 

25.000 Menschen für ein soziales NRW 

Politik muss endlich handeln! Die Kundgebung der Freie Wohlfahrtspflege NRW vor dem Landtag am 

19.10.23 unter dem Motto: NRW bleib sozial!, war eine der größten Demonstrationen vor dem 

Landtag in Düsseldorf. 25.000 Menschen haben für den Erhalt der sozialen Angebote in NRW de-

monstriert. Auch in Bielefeld, Siegburg und Halle gingen soziale Organisationen auf die Straße, um 

auf ihre desaströse Lage aufmerksam zu machen. Das Durchhaltevermögen der Mitarbeitenden, Eh-

renamtlichen und Träger von Einrichtungen und Diensten der Freien Wohlfahrtspflege NRW ist zu-

nehmend erschöpft. „Wir haben besseres zu tun, als zu demonstrieren – aber was sollen wir tun? 

Unzählige Briefe, Gespräche vor und hinter den Kulissen, doch all unsere Hilferufe verhallen. Es ist 

Zeit, der Politik klarzumachen: Das schleichende Sterben der sozialen Infrastruktur in NRW hat be-

reits begonnen. Wenn jetzt nicht gehandelt wird, gibt es bald nichts mehr zu retten!“, forderte 

Christian Woltering, Vorsitzender der Freien Wohlfahrtspflege NRW, bei der Kundgebung in Düssel-

dorf. 25.000 Menschen für ein soziales NRW | Freie Wohlfahrtspflege NRW (freiewohlfahrtspflege-

nrw.de), Demo der Wohlfahrtsverbände vor dem Landtag - Landespolitik - Nachrichten - WDR 

  

 

 NRW  INFODIENST     N O V E M B E R  2 0 2 3  

 SCHULDNERBERATUNG  
 H E R A U S G E G E B E N  V O N  D E N  F A C H B E R A T E R * I N N E N  F Ü R  S C H U L D N E R B E R A T U N G  

 D E R  F R E I E N  W O H L F A H R T S P F L E G E  N R W  

https://www.freiewohlfahrtspflege-nrw.de/presse/detail/25000-menschen-fuer-ein-soziales-nrw?type=rss%2Ffileadmin%2Fuser_data%2F2021%2FPositionen%2F20210209_Position_Teilhabefinanzierung____71_SGB_XII.pdf
https://www.freiewohlfahrtspflege-nrw.de/presse/detail/25000-menschen-fuer-ein-soziales-nrw?type=rss%2Ffileadmin%2Fuser_data%2F2021%2FPositionen%2F20210209_Position_Teilhabefinanzierung____71_SGB_XII.pdf
https://www1.wdr.de/nachrichten/landespolitik/demo-landtag-wohlfart-kita-100.html
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Energiepreisbremsen bis Ende März 2024 verlängert 

Die Bundesregierung wollte die Preisbremsen für Strom, Gas und Wärme bis Ende April verlängern, 

dies sah der Kabinettsbeschluss vom 18.10.2023 vor. Dagegen sprach sich aber die EU-Kommission 

aus. Daraufhin hat der Bundestag nun beschlossen, die Preisbremsen nur bis Ende März zu verlän-

gern. Die Verlängerungsoption war in den im Dezember 2022 erlassenen Preisbremsengesetzen ent-

halten und wird nun über eine Verordnung umgesetzt. Die Verordnung ist vom Bundestag beschlos-

sen; sie bedarf nicht der Zustimmung des Bundesrats. Beschluss des Bundestags vom 16.11.2023; 

Tagesschau.de vom 17.11.2023; Preisbremsenverlängerungsverordnung – PBVV (Ausschuss-Fas-

sung, die Verordnung wird in Kürze verkündet) 

 

Sonderregelungen zur Vermeidung von Energiesperren gültig bis Ende April 2024 

Die Bundesregierung hatte auch das Instrument der Abwendungsvereinbarung ausgedehnt, um so 

Gas- und Stromsperren zu verhindern. Mit einer Abwendungsvereinbarung haben Kund*innen die 

Möglichkeit, entstandene Energierechnungen zinsfrei in Raten abzuzahlen und dabei weiter Energie 

zu beziehen. Verbraucher*innen innerhalb der Grundversorgung haben grundsätzlich einen Anspruch 

auf Abschluss einer Abwendungsvereinbarung. Dieses Recht sollte weiter gestärkt werden. Für die 

Laufzeit der Gas- und Strompreisbremse sollten die betreffenden Regelungen daher auch für Ener-

gielieferverträge außerhalb der Grundversorgung gelten. Außerdem wurde die Möglichkeit einer Stun-

dung während der Laufzeit der Vereinbarung eingeführt.  

Die Übergangsregelungen in der StromGVV, GasGVV (§ 23) und des EnWG (§ 118b Absatz 1) sehen 

jeweils vor, dass diese Regelungen bis Ende April 2024 gültig sind, also einen Monat länger als die 

nur bis Ende März verlängerten Preisbremsen (siehe oben „Energiepreisbremsen verlängert“). Darüber 

hinaus wird bis Ende 2023 die Weitergeltung der Regelungen über den 30. April 2024 hinaus zu 

prüfen sein (§ 118b Absatz 10 EnWG). Weitere Informationen der Bundesregierung  

Einen Überblick über die Sperrschutzregelungen finden Sie im Mai-Infodienst: www.fbsb-nrw.de 

 

Probleme im Umgang der Energieversorger mit den Energiepreisbremsen 

Es scheint einige Probleme einzelner Versorger bei der Erstellung von Abrechnungen zu geben, die 

mit den Energiepreisbremsen zusammenhängen. So kann die Stadtwerke Münster zum Beispiel in 

vielen Fällen immer noch keine Jahresabrechnung liefern. Das kann jedoch zu schwierigen Folgeprob-

lemen für private Haushalte führen, die ihre fixen Kosten ohnehin kaum bestreiten können. Denn die 

Stadtwerke Münster verzichtet einstweilen auf die Einziehung von Abschlagszahlungen. Sie will die 

dadurch entstehenden Zahlungsrückstände nach Abrechnungserstellung in monatlichen Raten ein-

ziehen. Stadtwerke Münster (Abruf vom 21.11.2023); Antenne Münster vom 3.8.2023 

 

Aktualisierte FAQ zur Energiepreisbremse und Abwendungsvereinbarung 

Die umfangreichen FAQ zu den Energiepreisbremsen hat das BMWK zum 05.10. bzw. 31.10.2023 

aktualisiert. Antworten zur Abwendungsvereinbarung finden sich unter Punkt 25 bzw. 22 der FAQ.  

FAQ Gas-Wärmepreisbremse (Stand: 5.10.2023) 

FAQ Strompreisbremse (Stand: 31.10.2023) 

 

Bericht der Bundesregierung zur Wirkung der Preisbremsen  

Seit 1. März und teilweise bereits seit 1. Januar 2023 entlasten die Energiepreisbremsen Haushalte, 

Unternehmen und viele weitere Verbraucher*innen, wie etwa soziale Einrichtungen, Vereine oder Bil-

dungsstätten. Die Bundesregierung legt dem Deutschen Bundestag nun einen Bericht zur Wirkung der 

Energiepreisbremsen vor. Der Bericht zeigt laut Bundesregierung, dass die Mehrbelastung für Haus-

halte durch gestiegene Energiekosten in der Breite effektiv reduziert werden konnte. Abschließende 

Schlussfolgerungen zur Wirkung der Energiepreisbremsen, so die Bundesregierung, dürften aller-

dings erst nach Jahresende 2023 möglich sein. Pressemitteilung BMWK vom 16.08.2023  

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/energiepreisbremsen-2145728
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2023/kw46-de-preisbremsenverlaengerung-976570
https://www.tagesschau.de/inland/energiepreisbremse-maerz-100.html
https://dserver.bundestag.de/btd/20/093/2009346.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/stromgvv/__23.html
https://www.gesetze-im-internet.de/gasgvv/__23.html
https://www.gesetze-im-internet.de/enwg_2005/__118b.html
https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/energiepreisbremsen-2145728
https://www.fbsb-nrw.de/2023/06/schutz-vor-energiesperren-neuregelungen-im-zuge-der-energiepreisbremsen/
https://www.stadtwerke-muenster.de/privatkunden/service-kontakt/service/preisbremsen.html
https://www.antennemuenster.de/artikel/quo-vadis-jahresabrechnung-1725778.html
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/F/faq-gaspreisbremse.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/F/faq-strompreisbremse.pdf?__blob=publicationFile&v=12
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2023/08/20230816-bericht-der-bundesregierung-zur-wirkung-der-energiepreisbremsen-im-kabinett-beschlossen.html
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Inflationsausgleichs-Zahlung für Betreuer*innen und Betreuungsvereine 

Betreuer*innen und Betreuungsvereine erhalten eine Ausgleichszahlung. Die Leistung soll die Belas-

tungen abfedern, welche durch die inflationsbedingt gestiegenen Kosten in den Bereichen Personal, 

Mobilität sowie Miet- und Sachkosten entstanden sind. Dadurch soll eine drohende Aufgabe der Tä-

tigkeit durch Vereine, aber auch durch selbständige Betreuer*innen und in der Folge einen potenti-

ellen Betreuermangel entgegengewirkt werden. Die zeitlich begrenzt wirkende Sonderzahlung soll 

sich der Höhe nach am Tarifabschluss für den öffentlichen Dienst von Bund und Kommunen vom 22. 

April 2023 orientieren. Die den Ländern durch die Inflationsausgleichs-Sonderzahlung entstehenden 

Kosten werden durch eine Anhebung der Gerichtsgebühren für Dauerbetreuungen und Dauerpfleg-

schaften kompensiert. Der Bundestag hat das entsprechende Gesetz am 17.11.2023 verabschiedet.  

Informationen des Bundestags 

 

 

Allgemeines 

 

SchuldnerAtlas Deutschland 2023: Wieder steigende Überschuldung 

Auch Creditreform löscht nach sechs Monaten den Eintrag „Restschuldbefreiung“ 

Der SchuldnerAtlas Deutschland von Creditreform verzeichnet dieses Jahr wieder einen Anstieg der 

Überschuldung, wenn auch statistisch verdeckt. Denn dass die von Creditreform errechnete Über-

schuldungs-Quote in 2023 gesunken sei (auf 8,15 % gegenüber 8,48 % in 2022) ist, wie Creditreform 

hervorhebt, allein auf die Bereinigung des Datenbestandes zurückzuführen. Ohne diese läge die 

Quote nun bei 8,51 % (Vorwort zum SchuldnerAtlas, S. 5). Zu dem statistischen Effekt erklärt Cre-

ditreform, dass sie - wie die Schufa – die Speicherdauer für die Einträge zu abgeschlossenen Privat-

insolvenzen von drei Jahren auf sechs Monate verkürzt habe. Bei einer „Gesamtbetrachtung“ wären 

daher im Vergleich zum Vorjahr rund 250.000 Überschuldungsfälle mehr zu berücksichtigen (S. 14 

und 23). Insbesondere der Anstieg der „weichen Überschuldungsmerkmale“ (zur Definition vgl. 

SchuldnerAtlas, S. 4) zeige, dass eine „nachhaltige Trendumkehr in der Überschuldungsentwicklung“ 

anstehe (S. 15).  

Für NRW verzeichnet der SchuldnerAtlas 2023 eine Überschuldungsquote von 9,72 % (2022: 10,05 

%); das sind rund 1,45 Mio. Erwachsene. Siehe unter Prävention zum Thema Anstieg der Verschuldung 

junger Menschen; Creditreform: SchuldnerAtlas Deutschland 2023 

 

Bundesrat stimmt höheren Regelsätzen zu 

Das Bundeskabinett hat am 13.11.23 die "Regelbedarfsstufen-Fortschreibungsverordnung 2024" 

(RBSFV 2024) gebilligt. Mit der Verordnung werden die Regelbedarfe im Bereich der Sozialhilfe (SGB 

XII - Hilfe zum Lebensunterhalt sowie Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung) zum 1. 

Januar 2024 sowie die Bedarfe für die Ausstattung mit persönlichem Schulbedarf für die beiden im 

Kalenderjahr 2024 beginnenden Schulhalbjahre erhöht BMAS - Höhere Regelbedarfe in der Sozial-

hilfe und beim Bürgergeld. Die Regelsätze für Bürgergeld und Sozialhilfe steigen ab Januar 2024 für 

Alleinstehende Erwachsene ab Januar 2024 von monatlich 502 Euro auf 563 Euro und für Paare in 

Bedarfsgemeinschaften auf 506 Euro. Auch die Beträge für den persönlichen Schulbedarf erhöhen 

sich im ersten Schulhalbjahr von 116 Euro auf 130 Euro und im zweiten Schulhalbjahr von 58 Euro 

auf 65 Euro Bundesrat - BundesratKOMPAKT - TOP 39 - 1037. Sitzung. Wohlfahrtsverbände kriti-

sieren diese Anhebungen als unzureichend. „Die strukturelle Unterdeckung der Bedarfe von Grund-

sicherungsbeziehenden wird durch die Regelbedarfsanpassung nicht korrigiert“, so der Paritätische 

Gesamtverband. Besonders spürbar sei die Unterdeckung bei der Ernährung und den Stromkosten. 

Anstieg der Regelsätze ab Januar 2024 – Kritik aus der Wohlfahrtspflege | Fachberatung Schuldner-

beratung NRW  

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2023/kw46-de-inflationsausgleich-sonderzahlung-977832
https://www.fbsb-nrw.de/2023/06/schufa-hat-verkuerzte-speicherfrist-fuer-restschuldbefreiungen-wie-angekuendigt-umgesetzt/
https://www.boniversum.de/aktuelles-studien/schuldner-atlas
https://www.bmas.de/DE/Service/Presse/Pressemitteilungen/2023/hoehere-regelbedarfe-in-der-sozialhilfe-und-beim-buergergeld.html
https://www.bmas.de/DE/Service/Presse/Pressemitteilungen/2023/hoehere-regelbedarfe-in-der-sozialhilfe-und-beim-buergergeld.html
https://www.bundesrat.de/DE/plenum/bundesrat-kompakt/23/1037/1037-pk.html#top-39
https://www.fbsb-nrw.de/2023/09/anstieg-der-regelsaetze-ab-januar-2024-kritik-aus-der-wohlfahrtspflege/
https://www.fbsb-nrw.de/2023/09/anstieg-der-regelsaetze-ab-januar-2024-kritik-aus-der-wohlfahrtspflege/
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Studie der Hans-Böckler-Stiftung: Armut ist Risiko für Demokratie 

Die Armut in Deutschland nimmt zu, mit Folgen für die Demokratie, warnt eine neue Studie der Hans-

Böckler-Stiftung. Viele ärmere Menschen haben demnach wenig Vertrauen in demokratische Struk-

turen wie Politik, Polizei und Rechtsstaat. Zu diesem Ergebnis kommt der Anfang November vorge-

stellte "Verteilungsbericht 2023" des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Instituts (WSI) der ge-

werkschaftsnahen Hans-Böckler-Stiftung.   

Quellen: tagesschau  Pressemitteilung der Hans-Böckler-Stiftung vom 02.11.2023 ; WSI-Verteilungs-

bericht 2023  

 

AG SBV: Forderung zur Unpfändbarkeit der Kindergrundsicherung  

Die Kindergrundsicherung soll die bisherigen Leistungen Kindergeld, Bürgergeld, Sozialhilfe, Kinder-

zuschlag und Leistungen des Bildungs- und Teilhabepakets zusammenführen. Im Gesetz findet sich 

bislang jedoch keine ausdrückliche und mit der Systematik des PKoFoG übereinstimmende Regelung 

zur Unpfändbarkeit auf dem Pfändungsschutzkonto. Hier wird noch Diskussionsbedarf gesehen. Die 

in der AG SBV zusammengeschlossenen Verbände haben deshalb gefordert, das geplante Gesetz so 

zu ergänzen, dass die Leistungen der Grundsicherung grundsätzlich unpfändbar sind und zusätzlich 

§ 902 Satz 1 Nummer 4 ZPO so zu ergänzen, dass die Kindergrundsicherung den unpfändbaren Be-

trag erweitert, falls sie zusammen mit dem sonstigen Einkommen die Pfändungsgrenze überschreitet 

und eine ähnliche Lösung für Nachzahlungen des Kindergelds nach § 904 ZPO zu finden.  

Quelle: BAG-SB Newsletter #8_2023, Link zum Forderungspapier:  

2023-10-24_Forderung_Kindergrundsicherung.pdf (bag-sb.de) 

 

Bürgergeld-Bingo: Fakten statt Fake über Armut 

502 Euro – das ist die Summe, die im Jahr 2023 einem alleinlebenden Erwachsenen als Lebensun-

terhalt ohne Miet- und Heizkosten pro Monat zusteht, wenn sie oder er hilfebedürftig ist.  Wie wür-

den Sie von 502 Euro leben? Das Bürgergeld-Bingo ist ein Spiel mit ernstem Hintergrund. Wer es 

spielt und wirklich alle Ausgaben des täglichen Lebens berücksichtigt, merkt schnell, wie knapp das 

Monatsbudget von derzeit 502 Euro bemessen ist. Wie ernährt man sich ausgewogen von 6 Euro am 

Tag? Wie begleicht man die Stromrechnung, wenn dafür nur 42 Euro im Monat zur Verfügung ste-

hen und die Preise explodieren? Wie bleibt man mobil, wenn das Bürgergeld nicht für das Deutsch-

landticket reicht, geschweige denn für den Unterhalt eines Autos? In der Debatte um die richtige 

Höhe des Bürgergeldes, geht es um eine der verantwortungsvollsten Aufgaben des Staates. Die 

Grundsicherung soll allen Menschen ein Leben in Würde ermöglichen. Sie muss die physische Exis-

tenz, aber auch ein Mindestmaß an gesellschaftlicher Teilhabe garantieren  

  

https://www.boeckler.de/de/pressemitteilungen-2675-studie-armut-ist-risiko-fur-demokratie-53417.htm
https://www.tagesschau.de/inland/gesellschaft/boeckler-stiftung-demokratie-100.html
https://www.boeckler.de/de/pressemitteilungen-2675-studie-armut-ist-risiko-fur-demokratie-53417.htm
https://www.wsi.de/fpdf/HBS-008729/p_wsi_report_90_2023.pdf
https://www.wsi.de/fpdf/HBS-008729/p_wsi_report_90_2023.pdf
https://www.bag-sb.de/fileadmin/user_upload/0_Startseite/BAG-SB_News/2023_News/2023-10-24_Forderung_Kindergrundsicherung.pdf
https://buergergeld-bingo.de/
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Für die Praxis 

 

Leitfaden Fachkräfteentwicklung in der sozialen Schuldnerberatung 

Die Soziale Schuldnerberatung erfährt seit einigen Jahren in Folge der gesellschaftlichen und wirt-

schaftlichen Krisen eine wachsende Bedeutung. Dem hohen Bedarf nach Schuldnerberatung steht ein 

Angebot gegenüber, das angesichts des Fachkräftemangels vor der Herausforderung steht, qualifi-

ziertes Beratungspersonal zu gewinnen. Wie können Träger unter den bestehenden Bedingungen 

Fachkräfte für die Soziale Schuldnerberatung gewinnen, behalten und dem Bedarf entsprechend för-

dern? Der Fachausschuss Schuldnerberatung der LAG der Freien Wohlfahrtspflege NRW hat zum 

Thema Personalentwicklung einen Leitfaden Fachkräfteentwicklung in der Sozialen Schuldnerbera-

tung (Schuldner- und Verbraucherinsolvenzberatung) erstellt, der auf der Homepage Fachberatung 

Schuldnerberatung der Freien Wohlfahrtspflege NRW  abgerufen werden kann. Dieser Leitfaden ver-

steht sich in erster Linie als Praxishilfe für die Träger der Beratungsstellen. Der Mangel und die Ent-

wicklung von Fachkräften belasten viele Dienste und Einrichtungen der Sozialen Arbeit. Auf allen 

Ebenen wird intensiv nach Lösungen gesucht. Unserer Überzeugung nach ist es für die Soziale Schuld-

nerberatung dabei dringend erforderlich, deren spezifische Perspektive zu berücksichtigen. 

 

Umfrage zu Kooperationen mit der Schuldnerberatung zur Vermeidung von Kinderarmut  

Das Familienministerium in NRW hat sich gemeinsam mit anderen die Bekämpfung von Kinderarmut 

ausdrücklich zum Ziel gesetzt. Der Fachausschuss Schuldnerberatung der LAG FW NRW möchte dieses 

Ziel unterstützen und hat eine Umfrage zu Kooperationen mit der Schuldnerberatung zur Vermeidung 

von Kinderarmut erstellt. Die Berater*innen der gemeinnützigen Schuldnerberatungsstellen in NRW 

sind herzlich eingeladen bis zum 20.12.2023 daran teilzunehmen. Die Ergebnisse werden für die 

weitere politische Arbeit im Rahmen des Aktionsplans gegen Armut genutzt. Umfrage 

 

EU beschließt Rechtsanspruch auf Schuldnerberatungsdienste – Neue Verbraucherkreditricht-

linie muss bis 2025 in nationales Recht umgesetzt werden  

Die neue Richtlinie über Verbraucherkreditverträge der Europäischen Union ist am 19.11.2023 in Kraft 

getreten. Die Richtlinie enthält auch Regelungen zur Sicherstellung von unabhängigen Schuldnerbe-

ratungsdiensten für alle Verbraucher*innen, „die Schwierigkeiten bei der Erfüllung ihrer finanziellen 

Verpflichtungen haben oder haben könnten“ (Artikel 36). Mit der Erweiterung auf den Begriff Ver-

braucher wird einem offenen Zugang zur Schuldnerberatung für alle der Weg geebnet. 

Zudem werden mit der Richtlinie die Kreditgeber verpflichtet, bei Zahlungsrückständen „angemessene 

Nachsicht walten zu lassen, bevor Zwangsvollstreckungsverfahren eingeleitet werden.“ Die Maßnah-

men müssen auch „den individuellen Umständen des Verbrauchers Rechnung tragen.“  

Die Mitgliedsstaaten sind verpflichtet, bis zum 20.11.2025 die erforderlichen Rechts- und Verwal-

tungsvorschriften zu erlassen und müssen diese ab dem 20.11.2026 anwenden.  

Zu weiteren Regelungen der Richtlinie für von Ver- oder Überschuldung betroffenen Menschen siehe 

die September-Ausgabe des NRW Infodienst Schuldnerberatung (in dem PDF-Dokument auf Seite 4).  

Die Richtlinie ist im Amtsblatt der EU am 30.10.2023 veröffentlicht: 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=OJ:L_202302225 

  

https://www.fbsb-nrw.de/wp-content/uploads/2023/11/Leitfaden-Fachkraefteentwicklung-FA-Schuldnerberatung-Endfassung-2023.pdf
https://www.fbsb-nrw.de/
https://www.fbsb-nrw.de/
https://forms.office.com/e/sN0xRqCf5d
https://www.fbsb-nrw.de/2023/09/recht-auf-schuldnerberatung-verbraucherkreditrichtlinie-vom-eu-parlament-beschlossen/
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=OJ:L_202302225
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Iff Forschungsprojekt zur Altersdiskriminierung bei der Kreditvergabe 

Der Zugang zu Krediten ist für ältere Menschen Im Vergleich zu anderen Altersgruppen oftmals er-

schwert. In diesem Zusammenhang ist auch die altersbedingte benachteiligende Preisgestaltung von 

Bedeutung. Das iff hat sich in einem Forschungsprojekt mit den Benachteiligungen älterer Menschen 

am Kreditmarkt befasst und Lösungsansätze formuliert. Den Abschlussbericht gibt es hier: 

https://www.iff-hamburg.de/2023/09/26/altersdiskriminierung-bei-der-kreditvergabe/ 

 

Stellenausschreibung Schuldnerberatung Stroetmanns Fabrik  

Die Beratungsstelle in Stroetmanns Fabrik Emsdetten sucht zur Verstärkung des Teams unbefristet 

ab sofort eine pädagogische Fachkraft (m/w/d) bzw. eine*n Schuldnerberater*in (m/w/d) für eine 

Stelle mit einem Umfang von mindestens 19,25 Stunden wöchentlich. Nähere Infos unter: 

https://www.stroetmannsfabrik.de/infos/jobs/ 

 

Stellenausschreibung Schuldnerhilfe Köln gGmbH 

Die Schuldnerhilfe Köln gGmbH sucht ab sofort einen Schuldner- und Insolvenzberater (m/w/d) in 

Vollzeit (38,5 Wochenstunden) / unbefristet. Stellenausschreibung unter: 

https://www.schuldnerhilfe-koeln.de/aktuelles 

 

 

Prävention 

 

Netzwerk Finanzkompetenz NRW: Planungen für die Schülerakademie 2024 

Das Projekt „Schülerakademie: Finanzkompetenz“ wurde in Zusammenarbeit mit dem Netzwerk Fi-

nanzkompetenz NRW entwickelt. Mit einem erlebnispädagogischen Ansatz als pädagogische Grund-

lage soll Schülerinnen und Schüler das Thema Finanzkompetenz nähergebracht werden. Organisiert 

und durchgeführt wird die Schülerakademie von der Digitalen Wirtschaftsbildung an der Universität 

Siegen und finanziert vom Ministerium für Landwirtschaft und Verbraucherschutz des Landes Nord-

rhein-Westfalen. Die Zielgruppe der Schülerakademie sind Schüler*innen der 7.-10. Klasse sowie ggf. 

Berufsschüler*innen.  Die Teilnahme ist für die Schulen in NRW kostenlos. Die Schülerakademie Fi-

nanzkompetenz fand im Jahr 2023 guten Anklang: 15 Schülerakademien wurden in NRW durchge-

führt. Auch im nächsten Jahr sollen diese Schülerakademien wieder durchgeführt werden. Ab sofort 

ist es möglich, Termine für das Jahr 2024 zu buchen. 

Weitere Informationen zur Schülerakademie sowie Buchungsmöglichkeiten finden Sie unter  

Netzwerk Finanzkompetenz.  

 

Finanzkompetenz zum Frühstück: Dienstag, 12. Dezember 2023, 9-10 Uhr - online 

Das Präventionsnetzwerk Finanzkompetenz e.V. (PNFK) lädt zu diesem offenen Angebot ein. Das 

Thema: „Finanzbildung mit TikTok & in der Schule“. Tina Richtsteiger und Franziska Händschel stellen 

Jugendbildungsangebote der Finanztip Stiftung vor. Im Anschluss an den ca. 20-25-minütigen Im-

pulsvortrag wird es wie immer Gelegenheit zur Diskussion und zum Austausch geben.  

Quelle: Mitgliederbrief 3/2023. Anmeldung auf: https://pnfk.de/finanzfruehstueck/ 

 

Mehr junge Menschen verschuldet durch Buy now, pay later-Angebote 

Die Zahl jüngerer Menschen (unter 30 Jahren) mit Schuldenproblemen nimmt laut SchuldnerAtlas 

Deutschland 2023 zu. „Offensichtlich“ zeige sich in den Daten auch die „Folgewirkungen der ´Buy 

now, pay later`-Angebote durch Zahlungsdienstleister im Online-Handel, die sich vor allem an jün-

gere, besonders internet- und konsumaffine Zielgruppen richten“, so die Analyse von Creditreform 

https://www.iff-hamburg.de/2023/09/26/altersdiskriminierung-bei-der-kreditvergabe/
https://www.stroetmannsfabrik.de/infos/jobs/
https://www.schuldnerhilfe-koeln.de/aktuelles
https://www.netzwerk-finanzkompetenz.nrw.de/pages/schuelerakademie
https://pnfk.de/finanzfruehstueck/
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(SchuldnerAtlas 2023, S. 16 und 20). Weil damit nicht nur verhaltens- sondern auch verhältnisprä-

ventive Maßnahmen geboten sind, hat die EU in der neuen Verbraucherkreditrichtlinie 2023 versucht, 

diese Ratenzahlungsmodelle stärker zu regulieren. 

Weitere Infos zum SchuldnerAtlas 2023 siehe unter Allgemeines und zur EU-Verbraucherkreditricht-

linie unter Für die Praxis. Zur Zunahme von Kleinkrediten bei jungen Menschen: www.fbsb-nrw.de 

(September-Infodienst) 

 

 

Veranstaltungen 

 

Zertifikatskurs Schuldner*innenberatung 

Schuldner*innenberatung hat sich in den letzten Jahren zu einer wichtigen Querschnittsaufgabe in 

der sozialen Arbeit entwickelt. Ob in der Arbeit mit Alleinerziehenden, Jugendlichen, Familien, Sucht-

abhängigen, Straffälligen oder in anderen Bereichen - überall spielen Schuldenprobleme eine immer 

größere Rolle. Das Ziel von Schuldnerberatung ist es, ver- und überschuldeten Menschen bei der 

Bewältigung ihrer sozialen und finanziellen Probleme zu helfen und ihnen wieder neue Lebensper-

spektiven zu vermitteln. 

Im Zertifikatskurs bekommen Sie die Möglichkeit, sich in fünf aufeinander abgestimmten Modulen 

grundlegende Kenntnisse und Fähigkeiten für eine qualifizierte Schuldner- und Insolvenzberatung 

anzueignen und sich mit anderen Fachkolleg*innen mit diesem Arbeitsschwerpunkt zu vernetzen. 

Termin: Beginn: 06.12.2023 

Ort: Dortmund 

Kosten: 2.450,- Euro (regulär); 2.150,- Euro (für Mitglieder des Paritätischen) 

Veranstalter: Paritätische Akademie NRW 

Information und Anmeldung 

 

 

------------------------------------------------------------------- 
 

Weitere Fortbildungen finden Sie unter 

www.fortbildung-schuldnerberatung.de 
 

-------------------------------------------------------- 

  

https://www.fbsb-nrw.de/2023/09/hohe-zunahme-von-kleinkrediten-besonders-bei-jungen-menschen/
https://www.paritaetische-akademie-nrw.de/fortbildungsdetails/kurs/Schuldnerinnen--und-Insolvenzberatung/2300758
http://www.fortbildung-schuldnerberatung.de/
http://www.fortbildung-schuldnerberatung.de/
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Das Redaktionsteam 

 

Sonja Brönner 

Diakonisches Werk Rheinland-

Westfalen-Lippe e.V. – Diakonie RWL 

Tel. 0211 /  6398-341 

s.broenner@diakonie-rwl.de 

 

 

Alexander Elbers 

Der Paritätische NRW 

Tel. 0231 / 18 99 89-18 

alexander.elbers@paritaet-nrw.org  

 

 

Ursula Hölscher 

DRK-Landesverband  

Westfalen-Lippe e.V. 

Tel. 0251 / 9739-219 

ursula.hoelscher@drk-westfalen.de 
 

Georg Eickel 

Der Paritätische NRW 

Tel. 0251 60 93 32 36 

eickel@paritaet-nrw.org  

 

  

 

Birgit Pachur 

Caritasverband für das Erzbistum 

Paderborn e.V. 

Tel. 05251 / 209-348 

b.pachur@caritas-paderborn.de 

 
 

Ayşe Muŝanović  

Arbeiterwohlfahrt Bezirk 

Westliches Westfalen e. V. 

Tel. 0231 5483-299 

Ayse.musanovic@awo-ww.de 

 

 

 

Redaktionsschluss dieser Ausgabe: 17.11.2023 
 

Haftung Die obigen Informationen wurden mit größter Sorgfalt ausgewählt und geprüft. Wir bit-

ten um Verständnis, dass dennoch keine Gewähr für die Richtigkeit und Vollständigkeit 

übernommen werden kann. Die Haftung für Schäden, die durch die Nutzung der dar-

gebotenen Informationen oder durch die Nutzung fehlerhafter oder unvollständiger 

Informationen verursacht worden sind, ist im gesetzlich zulässigen Rahmen ausge-

schlossen. Dies gilt auch für Links, auf die dieser Newsletter verweist. Die Inhalte und 

Funktionsfähigkeit externer Angebote verantwortet allein der jeweilige Anbieter.  

Copyright:  Vervielfältigungen und Weitergabe dieser Information sind unter Angabe der Quelle 

zulässig. 

Datenschutz:  Sie haben sich in der Vergangenheit in den E-Mailverteiler eingetragen und werden da-

her weiterhin den NRW Infodienst Schuldnerberatung erhalten. Ihre Kontaktdaten wer-

den selbstverständlich vertraulich behandelt und nicht an Dritte weiter gegeben.  

Abmeldung:  Sollten Sie den Erhalt des Infodienstes nicht mehr wünschen, teilen Sie uns dies bitte 

per E-Mail an nrw-infodienst@schuldnerhilfe.de mit. Eine Abmeldung ist auch bei den 

zuständigen Fachberater*innen möglich. Geben Sie dabei bitte alle E-Mailadressen an, 

die aus dem Verteiler gelöscht werden sollen und das Stichwort: "Abmeldung NRW In-

fodienst Schuldnerberatung", damit Ihre Nachricht hier richtig zugeordnet werden 

kann. Eine Löschung der Daten ist selbstverständlich auch noch später möglich. Ihre 

Daten werden nur dafür benutzt, Ihnen den NRW Infodienst Schuldnerberatung zu 

schicken. 

mailto:s.broenner@diakonie-rwl.de
mailto:alexander.elbers@paritaet-nrw.org
mailto:ursula.hoelscher@drk-westfalen.de
mailto:eickel@paritaet-nrw.org
mailto:b.pachur@caritas-paderborn.de
mailto:Ayse.musanovic@awo-ww.de
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